
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 29. Mai 2012 

 
 Nr. 2012/1069   

Umsetzung der Volksinitiative zur "Nennung der Nationalitäten in Meldungen der 
Polizei und Justizbehörden": 
1. Änderung des Gesetzes über die Kantonspolizei 
2. Änderung des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessordnung und 
zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung; 
Inkrafttreten 
  

1. Erwägungen 

In der Volksabstimmung vom 11. März 2012 haben die Solothurner Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger der Umsetzung der Volksinitiative zur „Nennung der Nationalitäten in Meldungen 
der Polizei und Justizbehörden“ und damit der Änderung des Gesetzes über die Kantonspolizei 
sowie der Änderung des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessordnung und zur 
Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung (Kantonsratsbeschluss vom 10. Mai 2011, Nr. VI 
028/2011) zugestimmt. Die Änderungen der beiden genannten Erlasse werden auf den 1. Juli 
2012 in Kraft gesetzt.  

2. Beschluss 

Die Änderung des Gesetzes über die Kantonspolizei sowie die Änderung des Einführungsgeset-
zes zur Schweizerischen Strafprozessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozessord-
nung vom 10. Mai 2011 treten auf den 1. Juli 2012 in Kraft.  

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

Verteiler 

Departement des Innern 
Polizei Kanton Solothurn 
Gerichtsverwaltung 
Staatsanwaltschaft 
Jugendanwaltschaft 
Informations- und Datenschutzbeauftragte 
Staatskanzlei (3) 
Amtsblatt 
GS 
BGS 


	1. Erwägungen
	2. Beschluss

